
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that 's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non- commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 

at http : //books . google . com/| 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



AUST^i 




3^6' 



Digitized by 



Google 



\ 



DEC 18 1924 



I 

i 



Digitized by 



Google 



Ein Vortrag über Erfinderrecht an dieser Stelle mag in dem 
Interesse seine Rechtfertigung finden, welches der Niederöster- 
reichische Gewerbeverein seit mehr als zwei Decennien diesem 
im modernen Rechtsleben so bedeutsamen und noch heute von 
den schwierigsten Problemen erfüllten Rechts-Institute zu Theil 
werden lässt. 

Die erste im Vereine gegebene Anregung war dem Erfinder- 
schutze nicht günstig. Herr Dr. Franz Neumann Ritter von 
Spallart hielt nämlich im Jänner 1863 einen sehr anregenden 
Vortrag gegen Patentschutz. Aber schon im nächstfolgenden 
Monate beantwortet denselben unser schätzenswerthes Mitglied, 
der damals noch sehr jugendliche Herr Dr. Alexander Dorn^ mit 
einer wirkungsvollen Vertheidigungsrede für den Patentschutz. 
Seitdem melden sich nur Freunde des Erfinderschutzes in unserem 
Vereine zum Worte, und hebe ich aus seiner diesfälligen Thätig- 
keit nur drei Abschnitte hervor: 

Den Beschlüssen des Wiener Patent-Congresses vom Jahre 1873, 
welchen im Jahre 1877 das deutsche Patenlgesetz folgte, widmete 
der Verein die eingehendste Würdigung; in der Herbstsaison des 
Jahres 1877 gab er im Bunde mit der niederösterreichischen 
Handels- und Gewerbekammer, dem österreichischen Ingenieur- 
und Architekten-Vereine und anderen berufenen Factoren die An- 
regung zu dem im Jahre 1878 abgehaltenen internationalen 
Patent-Congresse zu Paris, von welchem eine regere Reform- 
bewegung in allen Ländern ausging; im Februar 1883 nahm der 
Verein den von unserem verdienten Mitgliede Herrn Reichsraths- 
Abgeordneten Dr. Exner dem österreichischen Abgeordnetenhause 
vorgelegten Entwurf eines neuen Patentgesetzes in Verhandlung. 

Wenn ich aus diesen Gründen das Thema meines Vor- 
trages als Ihnen Allen nicht fremd, als zeitgemäss aber vielleicht 
deshalb betrachten darf, weil erst vor wenigen Wochen dem 
Vereine vom k. k. Handelsministerium ein Gutachten über die 
wichtigsten Streitfragen im Patentrechte abverlangt wurde, so 
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kann ich gleichwohl die Auspizien, unter welchen ich an die 
Lösung meiner Aufgabe gehe, nicht durchaus günstige nennen. 

Einerseits beengt mich das Gefühl, dass manches andere 
Mitglied des Vereines eher berufen wäre, mit Anregungen hervor- 
zutreten, andererseits lässt sich das grosse Gebiet der Patent- 
reform im Rahmen eines auf beiläufig eine und eine Viertelstunde 
bemessenen Vortrages, namentlich wenn derselbe zugleich einer 
Besprechung des Exner^schen und des vom k. k. Handelsmini- 
sterium im österreichisch-ungarischen Patentblatte am 15. Aprill883 
veröffentlichten Entwurfes gewidmet sein soll, nicht erschöpfen. 

Nach beiden Richtungen erbitte ich mir Ihre Nachsicht, und 
kann üur bedauern, dass ich bei dem mir karg zugemessenen 
Räume mich blos auf einige aphoristische Bemerkungen beschränken 
kann, welche das der Patentreform zu Grunde zu legende Princip, 
die rechtliche Natur des Erfinderrechtes, das Object und Sabject 
desselben und den ursprünglichen Erwerb des Erfinderrechtes be- 
treffen. Für den abgeleiteten Erwerb, für Ausübung und Endigung 
dieses Rechtes, sowie für die Organisation des administrativen und 
richterlichen Rechtsschutzes im Erfinderrechte und für unser 
staatsrechtliches Verhältnis zu Ungarn auf diesem Gebiete der 
Gesetzgebung, kann mein heutiger Vortrag nicht mehr Raum bieten. 

Bei der Reform des Erfinderrechtes drängt sich uns def 
alte und doch immer neu bleibende Gedanke auf, dass im Er- 
finderrechte zweierlei Interessen im harten Kampfe gegen ein- 
anderstehen : Das Interesse des Erfinders und das Interesse des 
Verkehres. 

Da die geistige Schöpfung des Erfinders nur in productiver 
Arbeit und in den durch dieselbe geschaffenen Gütern ihre Ver- 
wirklichung findet, so verlangt der Erfinder von der Gesellschaft, 
dass sie die neue Production als seine alleinige Domaene aner- 
kenne und seiner möglichst schrankenlosen Herrschaft über den 
Erfindergedanken auch dann noch Schutz verleihe, wenn derselbe 
in äusseren Gütern zur Erscheinung gelangt ist und diese, oft 
tausendfach, in den grossen Kreislauf des Verkehres einge- 
treten sind. 

Die Gesellschaft aber, welche dM Arbeit zur Erfüllung 
ihrer wirthschaftlichen Aufgaben nicht entbehren kann, stellt ihr 
Recht auf Arbeit dem schrankenlosen Ansprüche des Erfinders 
entgegen. Denn sie erkennt, dass der Genius des Erfinders zwei 
Seiten habe: eine befruchtende und eine vernichtende. Er schafft 
neue wirthschaftliche Güter oder neue Arbeit zur Erzeugung der- 
selben. Da er aber schrittweise die bisherige Arbeit und die bis^ 
herigen Arbeitsp^oducte verdrängt oder doch zum mindesten den 
ökonomischen Werth derselben herabdrückt, so könnte die Gesell- 
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Schaft ein solches Machtverhältnis, kraft dessen mitunter ganze 
Productionszweige dauernd in Einer Hand vereinigt werden, nicht 
ertragen. 

Sie muss dafür sorgen, dass die neue Arbeit, sobald sie 
zur Befriedigung bestehender oder neu hervorgerufener Bedürf- 
nisse sich als nothwendig eingebürgert hat, in alle Arbeits- 
stätten werkthätigen Schaffens eindringen könne. Sie muss ein 
Augenmerk darauf haben im Interesse der Producenten und im 
Interesse der Consumenten, wie nicht minder im Interesse einer 
gesunden organischen Wechselwirkung beider, damit die Arbeit 
ohne empfindliche Störung den Menschen, was sie zur Befrie- 
digung ihrer Bedürfnisse benöthigen, geben und hiedurch 
wieder Mittel und Neubelebung ihrer eigenen Kraft zurück* 
empfangen kann. 

Die Gesellschaft hält aber dem Erfinder nicht nur das Recht 
auf Arbeit, also auf Erfüllung einer ihrer Existenzbedingungen 
entgegen, sie fordert zunächst noch ein Zweites. Gerade weil 
der Erfindergedanke in seiner Verwirklichung nur in äusseren 
Gütern zur Erscheinung gelangt, in diesen aber nicht immer und 
nicht für Jedermann erkennbar ist, so erwächst hieraus der Ge- 
sellschaft die Pflicht, des Conflictes, welcher in ein' und dem- 
selben Gute zwischen Sach- und geistigem Eigenthum entstehen 
könnte, bedacht zu sein und dem Verkehre, der sich in solchen 
Gütern vollzieht, einen sicheren Qoden zu schaffen. 

Und noch ein Drittes hält die Gesellschaft dem Erfinder 
entgegen: Die Zweifelhaftigkeit seines Anspruches. 

Die Machtbeziehung einer Person zu einem Sachgute lässt 
sich durch positive Probation, die Urheberschaft einer Erfindung, 
weil sie auf einem geistigen Processe beruht, nur auf dem 
negativen Wege erweisen, dass das angesprochene Geistesproduct 
weder Gemeingut ist, noch in der Machtsphäre eines Anderen 
sich befindet. Da selbst in den Ländern des Vorprüfungsverfahrens 
die Patenturkunde für die Richtigkeit des Erfinder-Anspruches nur 
eine Vermuthung begründen kann, deren Entkräftung durch 
Gegenbeweis jederzeit zulässig sein muss, so kann man sagen: 
als Fragezeichen erhält das Erfinderrecht seine Taufe, als Frage- 
zeichen fristet es sein weiteres Dasein, als Fragezeichen erreicht 
es sein Ende. Wir dürfen den Erfinder um das jus beati possi- 
dentis, welches er auf Grund seiner Patenturkunde übt, nicht 
beneiden, weil er mit demselben auch die Lust, sein Recht 
jederzeit gegen Anfechtung, ja nur zu oft gegen frivole Anfech- 
tung schützen zu müssen, mit in den Kauf nimmt. Im Oegen- 
theile, es ist ein tragisches Element in der Erfindung, dass sie 
mit dem Fluche der Zweifelhaftigkeit, in Betreff ihrer legitimen 



Digitized by 



Google 



- 6 — 

Abkunft, in die Welt tritt. Das Gewerberecht des Burgers aber, 
welcher sich dem aus einem Patente abgeleiteten Untersagungs- 
rechte fügen soll, sein Recht auf freie Arbeit ist ein zweifelloses 
Recht, und die Rechtsordnung wie der Verkehr verlangen ge- 
bieterisch, dass der Beschränkung solcher Rechte durch noch 
zweifelhafte Ansprüche die nöthigen Grenzen gezogen werden. 

Deshalb bietet uns jede neue Reform bewegung auf dem Ge- 
biete des Erfinderrechtes das höchst beachtenswerthe Schauspiel, 
wie mächtig der Verkehr nach Freiheit ringt, wie beharrlich er 
gegen Beeinträchtigung seiner freien Bewegung, gegen Beengung der 
freien Gewerbsthätigkeit reagirt, und andererseits wie lebhaft dem 
gegenüber der Erfinder seine auf die Gebote des Rechtes und der 
Gerechtigkeit gegründeten Ansprüche zur Geltung bringt. 

So stehen Interesse gegen Interesse, das Interesse des 
Erfinders gegen das Interesse des Verkehres. Wir müssen zugeben, 
meine Herren, dass beide gleichberechtigt, beide wirthschaftlich 
und juristisch gleichbegrundet, beide von einer gleich mächtigen 
sittlichen Kraft, von einem gleich natürlichen Selbsterhaltungstrieb 
und von einer gleich grossen Intensität gegenseitiger Abwehr 
getragen sind; ein Kampf um's Recht, in welchem jede Partei, 
um mit Jhering zu sprechen, »die Heiligkeit des Rechtes in 
ihrem Panier trägt.* 

Zwischen diesen kämpfenden Parteien zu vermitteln, ist eine 
Aufgabe der Gesetzgebung, würdig des hohen sittlichen Berufes, 
welchem sie zu dienen hat, und von dieser Aufgabe erfüllt, wird 
der Reformgedanke wie bisher, aber bewusster als bisher, das 
Ziel im Auge behalten müssen, einen billigen Ausgleich zu finden 
zwischen den gerechten Anforderungen des Verkehres und den 
gerechten Anforderungen des Erfinders. 

Diese Aufgabe führt zur besseren Ausbildung jenes Vertrags- 
verhältnisses zwischen Staat und Erfinder, welches vorzugsweise 
Renonard und Ammermüller ihrer Lehre zu Grunde gelegt haben 
und dessen Anerkennung auch in den Reichstags-Commissions- 
bericht zum deutschen Patentgesetze vom 25. Mai 1877 Eingang 
gefunden hat; ein Vertragsverhältnis, nach welchem der Erfinder 
im Interesse Aller seine Erfindung der Oeffentlichkeit Preis gibt 
und hiefür als Gegenleistung zeitlich beschränkt den Schutz seines 
ausschliesslichen Benützungsrechtes vom Staate garantirt erhält. 

Man kann in dieser , juristischen* Construction des Erfinder- 
rechtes, als was sie sich ausgibt, nur den tieferen Sinn erkennen, 
dass solch' ein Vertragsverhältnis, in welches sich ja schliesslich 
jedes Gesetz auflöst, auf der Gleichhaltung der gegenseitigen Rechte 
und Interessen beruhen müsse. Man irrt aber, wenn man meint, 
dass durch diese sogenannte Vertragstheorie die Lehre von 
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der rechtlichen Natur des Erfinderrechtes irgendwie bereichert 
wurde. Denn das Motiv, aus welchem der Gesetzgeber ein Recht 
anerkennt, vermag nur den Schutz dieses Rechtes, nicht aber 
dessen Wesen zu erklären. Das Verhältnis des Erfinders nach 
Aussen ist ein ausschliessendes Verhältnis. Das Recht des Er- 
finders wirkt gegen Jedermann, es ist ein absolutes Recht. Der 
absolute Charakter kommt aber diesem Rechte zu, weil es eine 
Fülle von Machtbefugnissen über ein bestimmtes Rechtsgut be- 
deutet, über ein Rechtsgut, das zwar nicht körperlich fassbar, 
aber einer vermögensrechtlichen Nutzung fähig, bei jedesmaliger 
Nutzung zur Befriedigung eines Bedürünisses der Menschen dien- 
lich, welches ferner vererblich und übertragbar und zwar auch 
so übertragbar ist, dass der Erfinder von seinem Rechte, ebenso 
wie der Eigenthümer, einzelne Befugnisse ablösen und an Andere 
übertragen kann. Da dieses Rechtsgut des Erfinders sich zur Aus- 
übung rechtlicher Herrschaft über dasselbe eignet, so haben ältere 
Schriftsteller dieses Recht ein Eigenthumsrecht genannt"") und zu 
dieser Auffassung kehrt, nachdem seilher die Jurisprudenz sich 
vergebens bemüht hat, eine andere, allseitig befriedigende juristische 
Gonstruclion des Erfinderrechtes zu finden**), der internationale 
Patent-Congress zu Paris zurück, indem er das Postulat aufstellt : 
»Das Recht der Erfinder auf ihre Werke ist ein Eigenthumsrecht.* 
Die Einwände gegen diese Auffassung sind nicht stichhältig. 
Das Argument, dass der Erfindergedanke eines aus- 
seht i e ssl i ch e n F ür s i c h h a b e n s nicht fähig sei, 
widerlegt sich durch den Act des Rechtserwerbes. Durch die Be- 
schreibung der Erfindung, welcher nöthigenfalls Zeichnungen und 
Modelle beigegeben werden, bezeichnet der Erfinder von vorne- 
herein die Merkmale, durch welche sich sein geistiges Gut von 
allen ähnlichen Gütern gleicher Gattung auszeichnet ***) ; durch die 
der Beschreibung angefügten sogenannten Patentansprüche, welche 
das an seiner Erfindung Neue und Eigenthümliche unterscheidend 
erklären, begrenzt und fixirt er dieses Object seiner jeden Ande- 
ren ausschliessenden rechtlichen Herrschaft ; — durch die Nieder- 



*) Literaturübersicht theil weise bei Klostermann »«las geistige 
yEigenthum* § 13 und Anmerkungen. 

♦*) Oareis^ das juristische Wesen der Autorrechte in Busch' $ 
Archiv für Theorie und Praxis des allgemeinen deutschen Handels- und 
Wechselrechtes, Jahrg. 1877, Literatur Übersichten bei Stobbe, Handbuch 
des deutschen Privatrechtes, Aufl. v. J. 1878, III., S. 8 ff, bei Adolph 
ITflf^er, Volkswirthschaftslehre. 2. Aufl., S. 563 und 569 ff, bei Rosenthal, 
das deutsche Patentgesetz, S. 139, und Holtzendorff, Rechtslexikon, 
8. Aufl. (1880) 1 Bd., S. 722. Vgl. auch Beseler, System des gem. 
deutschen Privatrechtes, 2. Aufl., S. 323, Anm. 9. 
*♦*) § 370 öst. allg. bgl. Gesetzb. 
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legung dieser Beschreibung bei einer competenten Behörde legt 
er den Willen an den Tag, dieses Geistesgut, welches vor der 
Veröffentlichung zweifellos seiner Willensmacht unterworfen war, 
auch nach der Veröffentlichung und fortan als das seinige zu 
behandeln.*) 

Dass es eines Gesetzes bedarf, um den Rechts- 
erwerb auf diesem Wege zu sichern, ist nicht eine 
Anomalie, wie man meint. Denn auch den Vogel, den ich in der 
Luft gefangen und die Muschel, die ich im Meeressand aufgelesen, 
könnte ich nicht mein Eigen nennen, wenn das Gesetz mit solcher 
Aneignung nicht den Eigenthumserwerb verknüpfen wurde. Dieses 
beweisen die Gesetzgebungen mehrerer Staaten, welche das Recht 
der Occupation vielfach einschränken und die Besitzergreifung ge- 
wisser an sich occupationsfähiger Sachen nur bestimmten bevor- 
rechteten Personen vorbehalten. Wenn das Gesetz die Conception, 
sagen wir die geistige Occupation und Arbeit als gültigen E r w e r- 
bungsg rund des Erfinderrechtes anerkennt, und die Niederlegung 
der Erfindungs-Beschreibung bei der competenten Behörde als einen 
zum Rechtserwerb führenden symbolischen Aneignung s- 
act sanktionirt, so erfüllt es dieselbe Aufgabe, wie wenn es im 
bürgerlichen Rechte ähnliche Bestimmungen für den Eigenthums- 
erwerb an körperlichen Sachen aufstellt. 

Das Argument, dass die ausschliessliche 
Aneignungsfähigkeit daran scheitere, dass 
mehrere Personen zugleich einen technischen Ge- 
danken entdecken können, wurde schon von Kohler**) durch 
den Hinweis darauf abgefertigt, dass auch ein und dieselbe Muschel 
von Mehreren occupirt werden kann. 

Am meisten wird gegen die Eigenthumstheorie ins Treffen 
geführt, dass dem Erfinder durch die Gesetze zahl- 
reiche Verpflichtungen und Beschränkungen auf- 
erlegt sind oder durch ei ne vernünftige Ge setzgebung 
auferlegt werden sollen, welche eine Herr- 
schaft, wie jene d e s E ige n t h um e r s über körper- 
liche Sachen, ausschliessen, so der Ausübungszwang, 
die Verpflichtung, Anderen gegen Entgelt die Benützung seiner Er- 
findung zu gestatten, sogenannter Licenz-Zwang, namentlich im 
Verhältnisse des Hauptpatentinhabers zum Verbesserungspatent- 
inhaber und umgekehrt, sowie ähnliche Bestimmungen. 

Allein auch die Herrschaft des Sacheigenthümers ist keine 
schrankenlose. Wie zahlreiche dem Eigenthümer auferlegte Ver- 



*) § 381 öst. allg. bgl. Gesetzb. 
**) Kohler, Deutsches Patentrecht. 
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pflichtungen und Beschränkungen finden wir nicht, bei uns sowohl 
als anderwärts, in den Forst-, Berg-, Wasserrecht-, Jagdgesetzen, 
in den Gewerbe- und Bauordnungen, in Eisenbahngesetzen, im 
Nachbarrecht u. s. w. Sie wurzeln alle in der Vorschrift unseres 
allg. bgl. Gesetzbuches (§ 364), »dass die Ausübung des Eigen- 
thumsrechtes überhaupt nur insoferne stattfinde, als dadurch weder 
in die Rechte eines Dritten ein Eingriff geschieht, noch die in 
den Gesetzen zur Erhaltung und Beförderung des öffentlichen 
Wohles vorgeschriebenen Einschränkungen überschritten werden* 
und in ähnlichen Bestimmungen der fremden Gesetzgebungen. 

Deshalb definirt auch Randa das Eigenthumsrecht nicht 
mehr in der bisher üblichen Weise, sondern »als die durch das 
objective Recht gewährte und durch dasselbe mit Rücksicht auf 
das Gemeinwohl begrenzte rechtliche Möglichkeit relativ vollster 
unmittelbarer Herrschaft über eine körperliche Sache*.*) 

Selbst für den Ausübungszwang finden wir beim 
Sacheigenthum eine Analogie in einer positiven Bestimmung unse- 
res bgl. Gesetzbuches (§ 887), welche darauf hindeutet, dass 
Unterlassung des Anbaues von Grundstücken oder der Herstellung 
von Gebäuden mit Verlust des Eigenthumes bestraft werden könne. 
Es bleibt gleichgiltig für unsere Frage, ob die einschlägigen politi- 
schen Vorschriften dermalen noch in Geltung stehen oder nicht. 

Am schwächsten ist der Einwand aus dem Verlängerungs- 
zwang, weil derjenige, welcher um die Prolongirung eines Patentes 
nicht ansucht oder die vorgeschriebenen Taxen nicht bezahlt, als 
auf sein Eigenthum zu Gunsten der Gesammtheit stillschweigend 
verzichtend angesehen werden muss. 

Als Eigenthümlichkeit, welche bisher »trotz aller Bemühun- 
gen nicht genügend aufgeklärt* sei, bezeichnet Kahler^ dass im 
Gegensatze zum Eigenthum, welches ein Recht auf ewige 
Zeiten ist, die Urheberrechte aller Völker auf eine 
kurze Zeit beschränkt sind. Ich glaube diese Eigenthüm- 
lichkeit, welche nicht gegen die Natur des Eigenthumsrechtes ist, 
weil es auch revocables und zeitlich beschränktes Sacheigenthum 
gibt, schon im Eingange meines Vortrages erklärt zu haben. Sie 
beruht ebenso wie der Licenzzwang auf der Erwägung, dass neue 
oder verbesserte Producte oder Productionsweisen mit der Zeit 
der Menschheit unentbehrlich werden können, und dass man c|ex 
schaffenden Arbeit und der consumirenden Gesellschaft die Lebens- 
adern unterbinden würde, wollte man die Production in einem 
Zweige der Arbeit für ewige Zeiten der ausschliesslichen Herrschaft 

*) Randa. Das Eigenthumsrecht nach österr. Rechte, mit Berück- 
sichtigung des gemeinen Rechtes und der neueren Gesetzbücher (Leipzig 
188*), S. 1. ' 
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ihres Schöpfers oder seiner Rechtsnachfolger unterwerfen. Manch- 
mal könnte es geschehen, dass ganze Industrien von einer epochalen 
Verbesserung erdrückt wurden*), wodurch andererseits auch die 
Interessen des consumirenden Publicums Schaden nehmen könnten. 
Auf dem Gedanken, dass den verheerenden Wirkungen solch' plötz- 
licher wirthschaftlicher Veränderungen vorgebeugt werden müsse, 
beruhen Licenzzwang und zeitliche Beschränkung des Erfinder- 
rechtes. 

Alle diese Beschränkungen des Erfinderrechtes im Interesse 
der öffentlichen Wohlfahrt sind nichts seiner Auffassung als Ei- 
genthumsrecht Fremdes, und man kann daher das Erfinderrecht 
analog der Definition des Sacheigenthumes (denn nur um eine 
Analogie kann es sich ja handeln), als »die durch das objective 
Recht gewährte und durch dasselbe beschränkte, zeitlich und 
inhaltlich begrenzte, jeden Anderen ausschiiessende Herrschaft einer 
Person über eine industrielle Erfindung* bezeichnen. 

Das Postulat des internationalen Patentcongresses zu Paris, 
»das Recht der Erfinder auf ihre Werke ist ein Eigenthumsrecht, * 
ist daher ein ebenso juristisch erfüllbares, wie es zweifellos ein 
ethisch berechtigtes ist. Herr Hofrath Dr. Exnei' hat dieses 
Postulat auf seine Fahne geschrieben, er hat auch die öffentlichen 
Interessen in gar vielen Beziehungen besser als es die bestehenden 
Patentgesetze thun, berücksichtigt**) und ein Gesetzentwurf, welcher 
auf diesem gegen den Erfinder und das Gemeinwesen gleich ge- 
rechten Principe beruht, kann, insoweit als er von demselben in 
wesentlichen Punkten nicht abirrt***), unserer Sympathien von 
vorneherein sicher sein. 

Erwerb, Ausübung und Endigung des Erfinderrechtes, dessen 
rechtliche Natur wir erörtert haben, werden wesentlich durch die 
wirthschaftliche und rechtliche Natur seines Objectes bestimmt. 
Object des Erfinderrechtes ist eine Erfindung. In den bestehenden 
Patentgesetzen fehlt es an einer durchgreifenden Begriffsbestimmung 
derselben. 

Die deutsche Gesetzgebung vermeidet eine Definition der Er- 
findung und erklärt durch die Motive zum Regierungsentwurfe und 
durch den Reichstags-Commissionsbericht, dass eine solche Begriffs- 
bestimmung nicht in das Gesetz gehöre, sondern der Wissenschaft 
und Rechtssprechung überlassen werden müsse. In einer Versamm- 



*) s. Klostermann, Das Patentgesetz für das Deutsche Reicli, 
S. 194, 195. 

**) Dies gilt namentlich von den Bestimmungen über Licenzzwang. 
Patent- und Licenz-Register, Sicherstellungs-Verfahren u. a. 

♦♦*) Was theilweise schon in diesem Vortrage besprochen wird. 
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lung deutscher Ingenieure am 24. August 1880 zu Berlin *) wird 
darüber von dem bekannten Patentanwälte Pieper^ im Hinblicke 
auf die schwankende Praxis des deutschen Patentamtes, welche 
er durch zahlreiche Beispiele illustrirt, schwere Klage gefuhrt und 
diese Klagen haben sich seitdem gemehrt. Sie sind trotz der Ein- 
wände, mit welchen Hartig in seinem geistvollen Vortrage: »Die 
technische Erfindung im Rechtsleben der Gegenwart* **) gegen eine 
gesekliche Definition eintritt, nicht unbegründet. Denn die Erfin- 
dung ist kein That-, sondern ein Rechtsbegriff. Der Rechtsbegriffe 
aber, unter welche ein thatsächliches Verhältnis zu subsumiren 
ist, kann der Richter bei seiner Entscheidung nicht entbehren. 

Was würde man dazu sagen, wenn das Gesetz die Begriffs- 
bestimmung, was eine Sache, eine bewegliche oder unbewegliche, 
eine schätzbare oder unschätzbare Sache sei, der Wissenschaft 
oder Rechtssprechung überlassen wollte ? 

Man muss, um einen sicheren Boden für den Rechtsverkehr 
auf dem Gebiete des Erfinderrechtes zu gewinnen, die Merkmale 
einer Erfindung im Gesetze erklären. 

Die Definition des Erfindungsbegriffes im Regierungsentwurfe, 
welche sich an das in Geltung stehende Privilegiengesetz und an 
die älteren Gesetze v. J. 1820 und 1832 wörtlich anschliesst, 
ist keine glückliche. 

Als Erfindung bezeichnen diese Gesetze bekanntlich die Dar- 
stellung eines neuen Gegenstandes mit neuen Mitteln oder eines 
neuen Gegenstandes mit bekannten Mitteln, oder eines bekannten 
Gegenstandes mit anderen als den bisher für denselben Gegenstand 
angewendeten Mitteln. 

Die Beibehaltung dieser Bestimmung in dem Entwürfe findet 
in den seit 1820, also seit 65 Jahren, gemachten Erfahrungen 
nicht ihre Rechtfertigung. 

Wenn die Darstellung eines bekannten Gegenstandes mit 
anderen Mitteln, als welche bisher für denselben Gegenstand ange- 
wendet worden sind, eine Erfindung ist, dann begründet jede Aen- 
derung in dem bisher für einen bekannten Gegenstand verwendeten 
Materiale einen Patentanspruch. 

Wer ein bereits bekanntes Werkzeug, welches bisher in 
Eisen ausgeführt wurde, nunmehr aus Stahl erzeugen wollte, hätte, 
selbst wenn diese Materialänderung im technischen Erfolge gar 
nichts ändern würde, einen Erfinderanspruch, weil ein bekannte!^ 
Gegenstand mit anderen als den für denselben bisher angewendeten 
Mitteln erzeugt wird ! 



♦) s. Extra-Beilage des »Berliner Tagblatt*. 
♦♦) Civilingenieur, XXVIII. Band, 8. Heft. 
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Bine Vernichtung dieses Anspruches im Nichtigkeitsverfahren 
wäre nicht zulässig, weil der Patentrichler an die gesetzliche De- 
finition gebunden ist und bei so gefassten Definitionen wäre es 
liUerdings besser, gar nicht zu definiren, sondern Rechtsgrund- 
sätzen, wie sie die Rechtssprechung des deutschen Patentamtes 
und Reichsgerichtes aufstellt, den Vorzug zu geben, was wir eben 
vermeiden wollen, um den Anspruch des Erfinders nicht von 
dem Belieben des Richters, sondern vom Gesetze abhängig zu 
machen. 

Die Definition des Regierungsentwurfes erschöpft nicht die 
Merkmale der Eigenartigkeit der Erfindung, welche das 
wesentlichste Erfordernis einer Erfindung sein muss und ihr wür- 
den wir auch fernerhin zu verdanken haben, dass zum grossen 
Schaden des Verkehres und zur empfindlichsten Benachtheiligung 
des Patentschutzes, selbst den geringfügigsten Aenderungen in Con- 
structionen und Anordnungen, auch wenn ihnen nicht der leiseste 
schöpferische Fortschritt innewohnt, Erfindungsschutz gesichert 
bleiben würde. Dieses würde auch dahin führen, die Arbeit des 
Erfinders ins Unendliche zu compliciren, indem er immerfort 
darüber nachsinnen müsste, wie er durch Zusatzpatente, welche 
alle erdenkbaren Eventualitäten erschöpfen, es hindern könne, 
dass ihm ein anderer in sein Gehege gehe. 

Der .Bm^'sche Entwurf enthält in den §§ 2, 3, 4, 24, 26 
u. a. schätzenswerthe Anregungen, um Irrthümer über den Er- 
findungsbegriff hintanzuhalten, allein er enthält eine Casuistik, 
welche, weil sie nicht einen gesetzlichen Begriff scharf begrenzt 
und unterscheidend erklärt, sondern Gewissensfragen zu entschei- 
den bemüht ist, den Zweck eines Gesetzes verfehlt und verfehlen 
muss ; sie verletzt den Grundsatz, dass der Gesetzgeber nicht zu 
viel und nicht zu wenig sagen darf. 

Damit soll der vorzüglichen Arbeit des hochverehrten Ver- 
fassers nicht nahegetreten werden. Der Entwurf gibt Zeugnis von 
einem durchdringenden Erfassen des Erfinderrechtes und von einem 
anerkennenswerthen Interesse für alle einschlägigen Detailfragen; 
in Ansehung der Gesetzestechnik kann man aber dasselbe sagen, 
was ein englisches Parlamentsmitglied über das nunmehrige eng- 
lische Gesetz anlässlich der Berathung desselben sagte : »Man 
muss den Erfinder ermuthigen und unterstützen, das Gesetz soll 
daher so einfach und verständlich als möglich sein ; wer irgend 
einen Einfluss auf das Zustandekommen desselben hat, soll dazc( 
beitragen, dass es nicht aufs Neue verwickelt werde*. 

Die Theorie hat in Deutschland für die Bestimmung des 
Erfindungsbegriffes vielfach vorgearbeitet. Die Untersuchungen der 
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Commeniatoren, ferner mehrere sorgf&Itig gearbeitete Monographien'*'), 
besonders die vorzfiglichen Aufsätze von Dr. Quenstedt: »wad iät 
Erfindung***), und von Dr. E. Hartig: »das Erfindungsobject 
als technologische Einheit* ***), haben zur Klärung der Frage, 
welche Merkmale ein Geistesproduct an sich tragen inüss^, um 
als industrielle Erfindung zu gelten, sehr viM beigetragen. 

Man ist darüber einig, dass als Erfindung nicht 2ähU, was 
nicht eine Vermehrung der Productionsfähigkeit bedeutet f); nur 
solche technische Gedanken können als Erfindungeü bezeichnet 
werden, welche der Menschheit neue, das ist anders als bisher 
geartete lilitte] der Befriedigung ihrer Bedürfnisse zuführen, sei 
es, dass die schon bekannten Arten der Güter durch eine neue 
Art vermehrt werden, sei es, dass die Production der Güter ver- 
ändert, vereinfacht oder verWohlfeilt wird: du^ch wiederholungs- 
fähige Anwendung von Regeln (Arbeitsverfahren), oder 
durch Güter, mit denen oder mit deren Beihilfe Güter erzeugt 
werden, das ist durch Arbeitsmittel, welche entweder theilweise 
Menschenhand ersetzen oder ihr behilflich sind zur Vollziehung 
von Arbeitsprocessen. 

So ist es zunächst richtig, wenn Quenstedt zwei Haupt- 
kategorien von Erfindungen feststellt, indem er sagt: »Eine Erfin- 
dung wird immer die Hersteilung einer neuen Art oder die neue 
Art der Herstellung von Gebrauchsgegenständen sein*. 

Indess ist diese Definition in ihrem ersten Theile zu weit. 
Denn nicht jede neue Art eines Gebrauchsgegenstandes ist Erfin- 
dung im patentrechtlichen Sinne ; wenn sie sich von der Art bereits 
bekannter Gebrauchsgegenstände nur durch Formen allein, ohne 
einen durch dieselben hervorgebrachten neuen Nutzeffect, unter- 
scheidet, so wird sie . Cregenstand eines Musterschützes, nicht 
aber eines industriellen Erfinderrechtes sein und den lichtvollen 
Darstellungen Klo8termann*s verdanken wir die Erkenntnis, 
dass ein technischer Gedanke, verwh-klicht in einem Oebi^auchs- 
gegenstande, welcher durch seine Eigenschaften gegenüber den 
bereits bekannten Gebrauchsgegenständen keinen neuen materiel- 
len Gebrauch gewährt ff), Object eines Erfinderrechtes nicht 
zu sein vermag. 



^ Dr. Andrd, Die Neuheit einer Erfindung. 
Dr. V. Möller, Die Anwendung des Patentgesetzes auf die chemische 
Industrie. 

C. Pieper, Ueber die Bedeutung von Patentansprüchen. 
Dr. Richard Alexander-iatz. Der patentrechtliche Begriff der Neuheit. 
*♦, Deutsches Patentblatt 1880, Nr. 11. 
***) Deutsches Patentblatt 1882, Nr. 13. 
t) Quenstedt a. a. 0. 
tt) s. KloMtermann, Die Patentgesetzgebung aller Länder. S. 53. 
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Die Gesetzgebung wird sn erwägen haben, ob die Definition 
Quenstedt's^ verbessert durch das, was Klostermann schon vor 
ihm feststellte, nicht ein geeignetes Substrat zur Aufstellung des 
Erfindungsbegriffes abgeben kann. 

Bei Aufstellung einer solchen Definition könnte aber das 
Gesetz nicht stehen bleiben ; es müsste dieselbe durch gesetzliche 
Regeln über die sogenannten Patentansprüche ergänzen. 

Um dieses klar zu machen, muss zunächst auf das Verhält- 
nis zwischen der Patentbeschreibung und den Patentansprüchen 
hingewiesen werden. 

Die Patentbeschreibung muss nach den übereinstimmenden 
Bestimmungen des deutschen Gesetzes und des Exner^schen Ent- 
wurfes so abgefasst sein, »damit darnach die Benützung durch 
Sachverständige möglich ist* und in sehr sachgemässer Weise 
fügt dem der Regierungsentwurf den Satz hiezu: »ohne etwas 
Neues hinzufügen zu müssen*. 

An eine Mangelhaftigkeit in dieser Richtung wird vom Re- 
giemngsentwurfe im Gegensatze zu Exner die Rechtsfolge der 
Nichtigkeit geknüpft, und wir werden gewiss kein Bedenken 
tragen, bierin dem Regierungsentwurfe den Vorzug zu geben. Denn 
klare Beschreibung ist nicht nur eine aus der rechtlichen Natur 
des Erfinderrechtes fliessende nothwendige Voraussetzung des 
Rechtserwerbes, sondern es würde die Mangelhaftigkeit der Be- 
schreibung auch den der Industrie von einer vernünftigen Patent- 
gesetzgebung gewährleisteten Licenzzwang und die Uebereignung 
der Erfindung in das Gemeineigenthum, wenn die Jahre des Allein- 
rechtes abgelaufen, illusorisch machen. Auf diesen Rücksichten 
beruht auch die Abschaffung der dem technischen Fortschritte 
feindlichen Geheimpatente, deren sich heute nebst Oesterreich 
nur noch Russland rühmen kann. 

Während aber die Patentbeschreibung ein Gesammtbild 
darüber gibt, wie sich der Erfinder die Möglichkeit einer gewerb- 
lichen Verwerthung seines Erfindergedankens in einem Arbeits- 
producte, Arbeitsverfahren oder Arbeitshilfsmittel gedacht hat, hebt 
der Patentanspruch das eigentliche Rechtsobject des angesproche- 
nen Erfinderrechtes heraus. Sowie hinter den Grenzpfählen eines 
Grundeigenthumes das gesetzlich geschützte Verbot des Eigen- 
thümers steht, das ihm gehörige Grundstück ohne seine Erlaubnis 
nicht zu betreten, so umschreiben die Patentansprüche das Ver- 
bietungsrecht des Eigenthümers der Erfindung. Sie geben eine 
allgemeine Verbietungsnorm, welcher Jeder sein Verhalten unter- 
ordnen muss. 

Da aber ein Verbietungsrecht nur dann richterlichen Schutz 
finden kann, wenn : 
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1. derjenige, gegen den dasselbe gerichtet ist, den Anspruch 
des Verbietenden zu erkennen vermag, und wenn 

2. dieser Anspruch in einer Gesetzesvorschrift wurzelt, so 
muss vom Erfinder ein Doppeltes verlangt werden: 

in erster Beziehung nämlich, däss er seinen Anspruch klar, 
bestimmt und deutlich, nebstdem aber nicht abweichend von der 
Gestalt, in welcher dieser Anspruch zur Verwirklichung gelangt, 
nicht im Widerspruche mit der Beschreibung, in welcher der Er- 
findergedanke seine Individualisirung gefunden hat, formulire; 

in zweiter Beziehung aber, dass er den in der Beschreibung 
individualisirten Anspruch in der FormuUrung des letzteren nach 
den gesetzlichen Merkmalen der Erfindung und mit Bedachtnahme 
auf die Gattung derselben specialisire. 

Mit anderen Worten: Der Anspruch muss sachgetreu und 
gesetzestreu sein, ist er das Eine oder das Andere nicht, so ist 
er nichtig, weil entweder ein fassbarer Anspruch nicht vorliegt, 
oder weil dessen Subsumirung unter das Gesetz ergibt, dass das 
letztere ihn nicht decke. 

Da an einem sach- und gesetzgetreu gefassten Ansprüche 
die Interessen des Erfinders und jene des Verkehres gleich bethei- 
ligt sind, so liegt hier zunächst der Punkt, von welchem aus mit 
der Durchführung des an die Spitze meines Vortrages gestellten 
Principes begonnen werden sollte. 

In einer wissenschaftlichen und gesetzlichen Systematik der 
Patentansprüche läge der beste Kern für die Entwicklung des Er- 
finderrechtes und für die Sicherung seines dauernden Bestandes. 

Man kann den deutschen und österreichischen Ingenieuren 
das Zeugnis nicht versagen, dass sie mit der dem deutschen 
Wesen eigenen Tiefe in dieses bisher so wenig erschlossene Ge- 
heimnis einer gesunden Patentreform immer mehr eindringen; 
wünschen wir ihnen von Herzen weitere erfolgreiche Arbeit. Sie 
wird besser von Statten gehen, wenn Technologie und Jurispru- 
denz, die ja mit den gleichen Mitteln logischer Operation arbeiten, 
sich die Hand reichen, wenn der Ingenieur sich gegenwärtig hält, 
welche Quelle von Rechtsstreitigkeiten ein unklarer Patentanspruch 
birgt und wenn er durch den Rechtsanwalt auf die Erfahrungen 
aufmerksam gemacht wird, welche dieser so häufig in Vertretung 
des Erfinders oder seines Gegners bei der Rechtsverfolgung oder 
Rechtsvertheidigung im Eingriffs- und Nichtigkeitsstritte zu machen 
Gelegenheit hat. 

Bei uns in Gestenreich wird der Beurtheilung einer Paient- 
verletzung im Eingriffsstritte die Patentbeschreibung zu Grunde 
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Wenn wir von der diesfalls mit Anerkennung zn erwähnen- 
den sachkundigen Praxis des Wiener Magistrates absehen, so 
kommt es bei den anderen Gewerbs- und bei den Gerichtsbehör- 
den selten vor, dass der amtirende Commissionsleiter die Ver- 
letzung eines bestimmten Patentanspruches von amtswegen wahr- 
nimmt ; wird er von einem fachkundigen Sachverständigen oder 
Rechtsanwälte in der Lösung seiner Aufgabe nicht unterstützt, 
so lautet die den Experten gestellte Frage nicht dahin, ob ein 
Patentanspruch verletzt ist, sondern ob der vorgelegte Gegenstand 
im Wesentlichen mit der Patentbeschreibung übereinstimmt. 

Dass das Gutachten der Experten, welches dem Erkennt- 
nisse zu Grunde gelegt wird, dann allerdings die vom Richter 
gestellte, aber nicht die vom Gesetze intendirte Frage beant- 
woHet, braucht kaum erst gesagt zu werden. 

Denn aus dem Bilde, welches die Patentbeschreibung allein 
zeigt, heben sich die Umrisse des Erfindergedankens selten ab, 
dazu können nur richtig abgefasste Patentansprüche sich eignen. 

Aber selbst die Frage, ob bestimmte Patentansprüche ver- 
letzt dind, führt nach der Art und Weise, wie solche heute gar 
häufig formulirt werden, zu ebenso unrichtigen, wenn nicht ztt 
noch unrichtigeren Resultaten. 

Wir und das Deutsche Reich verdanken nämlich dem Aus- 
lande einen ergiebigen Import von Patentansprüchen, welche das 
künftige Geschlecht wahrscheinlich als Sammlung von Parodien 
auf das Erfinderrecht von heute in den Museen aufbewahren wird. 

Wir sehen oft Gesammteinrichtungen patentirt, welche sich 
in einzelne, längst bekannte Arbeitsprocesse, oder mitunter in 
solche Theile zerlegen, welche von der Gesammterfindung un- 
trennbar erscheinen. Die letzteren stehen zu der Gesammt- 
einrichtung in derselben unlösUchen Verbindung, wie oftmals zu 
einer zusammengesetzten körperlichen Sache untrennbare Bestand- 
theile derselben, an denen weder Sonderbesitz noch Sonder- 
eigenthum möglich ist.**) 

Diese einzelnen Processe und Theile sind gewiss, jeder für 
sich, nicht patentfähig; in ihrer Gesammtheit bilden sie oft ehie 
epochemachende Erfindung, wie beispielsweise die Nähmaschine 
oder die Schnellpresse. Dennoch wird jeder einzelne Arbeitsprocess 
und Theil zu einem selbständigen Patentanspruch erhoben. Glegen 



*) Siehe Unger, System des österr. allgem. Privatrechtes 4. Aufl. 
S. 419— <427y insbesonders Note 35. Mit der näheren AusfQhrung dieser 
Analogie, insbesondere in der Richtung, wann Theile einer Gesammtein* 
richtung trennbar, daher für sich patentfähig, wann untrennbar sind, 
würde sich die technologische Wissenschaft ein besonderes Verdienst um 
die Entwicklung des Patentwesens erwerben. 
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diese nordamerikanische Praxis erhebt Hartig in dem schon ci- 
tirten Aufsatze vom 29. März 1882 energischen Protest, and in 
der ihm eigenen Art, gar bäuüg den Nagel auf den Kopf zu treffen, 
fragt er, was man dazu sagen wurde, »wenn ein Maler ausser 
einem neuen Bilde auch noch einen besonderen Pinselstrich des- 
selben, der vielleicht eine bedeutende Wirkung hervorruft, dem 
gesetzlichen Schutze gegen Nachahmung unterstellen wollte.* 

Auch die detaillirten Patentansprüchen häufig beigefügte, 
allgemein gehaltene Formel: »Die Construction wie beschrieben*, 
kann zu missbräuchlicher Anwendung des Erfinderschutzes führen. 
Oft stellt sich ein solcher Anspruch als Kniff dar, um dem Ge- 
werbetreibenden auf Grund der gegenüber detaillirten Ansprüchen 
viel weiter gehenden Patentbeschreibung die Erzeugung irgend 
einer allgemeinen bekannten, oder selbst einem Patentinhaber die 
Erzeugung einer ihm geschützten Einrichtung, welche nur den 
Bestandtheil einer dem Kläger patentirten Gesammteinrichtung 
bildet, zu untersagen! 

Ich will davon absehen, wie weit schon heute das k. k. 
Handelsministerium auf Grund der §§12 und 16 des geltenden 
Privilegiengesetzes bis zu einer gewissen Grenze diesen bedauerns- 
werthen Irrthümern entgegentreten könnte ; die angedeuteten 
Uebelstände aber beweisen, dass man die Abfassung von Patent- 
ansprüchen nicht ganz der Willkür des Erfinders und seines fach- 
kundigen Ratbgebers überlassen kann, sondern dass es dringend 
geboten ist, ihn unter bestimmte gesetzliche Normen zu beugen. 
Mit einem allgemeinen Rechtssatze, welcher für die Bezeichnung 
des Zw^kes der Erfindung, unter Umständen, wenn es auf Er- 
mittlung des Erwerbswillens ankommt, für die Fixirung des vom 
Erfinder intendirten Nutzefifectes, femer für die Bezeichnung der 
zur Erreichung dieses Zweckes gewählten Mittel und nöthigenfalls 
ihrer Wechselwirkung untereinander, eine Richtschnur gibt, mit 
einem solchen Rechtssatze allein wird man nicht das Auslangen 
finden. Es müssten vielmehr der allgemeinen Norm noch nega- 
tive Bestimmungen beigefügt werden, welche zum mindesten die 
häufigsten und schwersten Fehler bei Abfassung von Patent- 
ansprüchen hintanzuhalten bestimmt sind. 

Diesfalls müsste bei Aufstellung leitender Grundsätze die 
technologische Wissenschaft die Fübrerrolle übernehmen, und Sache 
der Jurisprudenz wäre es dann, im Vereine mit ihr technische 
Regeln zu Rechtsregeln zu gestalten. 

Die Schwierigkeit will ich nicht verkennen, Hartig^s Auf- 
satz über Formulirungstechnik in Patentsachen "*) bietet einen 



♦) »Deutsches Patentblatt«, 1885, Nr. 6. 
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Versuch zur Lösung derselben. Dass aber die Erreichung des 
gesteckten Zieles möglich ist, daran, meine Herren, wollen wir nicht 
verzweifeln. Seitdem der Vorsitzende des deutschen Patentamtes in 
einer an den Vorstand der deutschen Patentanwälte gerichteten 
Note Yom Jänner 1880 den richtigen Satz aussprach, dass wir 
uns bezüglich einer zutreffenden Formulirung der Patentansprüche 
noch in den Lehrjahren befinden, sind fünf Jahre in^s Land ge- 
gangen. 38.488 Patente wurden seitdem im Deutschen Reiche 
angesucht und 21.743 Patente ertheilt. Dadurch wurde die 
Materie, mit welcher wir uns beschäftigen, wesentlich bereichert 
und eine Expertise in dieser Richtung, deren Einleitung dem 
künftigen Patentausschusse des hohen Abgeordnetenhauses auf 
das Wärmste und Eindringlichste zu empfehlen wäre, würde uns 
nicht nur wesentlichen Fortschritt, sondern vielleicht auch die 
Erkenntnis bringen, dass zweckmässige Vorschriften über Patent- 
ansprüche eine zuverlässigere Gewähr für die angestrebte Solidität 
des Patentwesens bieten als andere, in Deutschland bereits ein- 
geführte, dort schon heute in manchen berufenen Kreisen be- 
dauerte und bei uns vorgeschlagene Präventivmassregeln. 

Eine Systematik der Patentansprüche ist von Bedeutung 
nicht nur für die Rechts-, sondern auch für die mit ihr gleichen 
Schritt haltende wirthschaftliche Ordnung. 

Wenn die Techniker bei Aufstellung des beantragten Nor- 
mativs, und sodann bei Ausführung desselben, sich die in diesem 
Saale so lebhabfl aeclamirte Lehre Reuleaux* aneignen werden, 
dass die Technik einer allgemeinen Methode folgen müsse, so 
wird die Zeit, welche uns eine mehr weniger verlässliche Ueber- 
sicht über den technischen Besitzstand bringt, vielleicht nicht 
mehr in allzuferner Zukunft liegen. Eine derartige Uebersicht 
würde es erleichtern, die Abgrenzung der Rechtssphären des 
Gemeinwesens und der Erfinder oder auch mehrerer Erfinder 
unter einander und ebenso die Vermehrung des technischen 
Besitzstandes zu erkennen. 

Denn, so wie es in der Welt der äusseren Güter Gemein- 
eigenthum gibt, welches Alle benützen können, Land- und Wasser- 
wege, die Jedem zugänglich sind, daneben wieder Privateigen- 
thum u. s. f., und so wie Alles dahin strebt, sich gegenseitig 
den Besitzstand zu sichern und ein Zusammenleben der ver- 
schiedenen Besitzinteressenten zu erleichtern, so finden wir ein 
Gleiches auf dem Gebiete jener Immaterialgüter, welclie das 
Erfinderrecht zu ordnen hat. 

Wenn wir einen Blick auf die äussere Welt werfen, so 
finden wir oft, dass Güter aneinanderstossen, von welchen das 
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eine dem anderen Luft und Licht und Alles, was es sonst zu 
seiner Lebensfähigkeit benöthigt, entzieht und es wirthschaftlich 
leblos macht. Deshalb wird theils durch Gesetze^ theils durch 
vertragsrechtliche Vereinbarungen vorgesorgt^ damit die Existenz 
des einen Gutes nicht die Existenz des andern und seines wirth- 
schaftlichen Trägers erdröcke. 

Solche aneinandergrenzende, von einander abhängige Güter 
gibt es auch im geistigen Eigenthum. 

Es sind dies im Erfinderrechte die connexen Erfindungen. 

Herr Hofrath Dr. Exner spricht in seinem Entwürfe von 
einer Erfindung, welche mit einer bereits patentirten oder ange- 
meldeten Erfindung in solchem Zusammenhange steht, dass der 
beabsichtigte technische Erfolg nur durch gleichzeitige Benutzung 
der älteren Erfindung erreicht werden kann. 

Zu solchen Erfindungen werden nicht nur diejenigen ge- 
hören, welche einer älteren Erfindung etwas Neues hinzufügen, 
sondern auch Combinationen, welche eine ältere Erfindung nur 
nach einer anderen als von ihrem Erfinder beabsichtigten Rich- 
tung entwickeln und doch von einem Aufwände wirklichen Erfin- 
dungsvermögens Zeugnis geben, ebenso Erfindungen, welche ver- 
schiedene, einer oder mehreren Personen geschützte Einrichtungen 
zu einer Gesammteinrichtung combiniren. Man wird daher besser 
Ihun, den Ausdruck , Verbesserungserfindung* im JSrwer'schen Ent- 
würfe fallen zu lassen und lieber von einer Haupt- und einer 
abhängigen Erfindung zu sprechen. 

Dabei sind zwei Fälle möglich : Der Eigeiithümer der ab- 
hängigen Erfindung ist zugleich Eigenthümer der Haupterfindung; 
dann bietet das Verhältnis keine Schwierigkeit. Der Eigenthümer 
der Haupterfindung nimmt in diesem Falle nach deutschem Recht 
ein Zusatzpatent, welches zugleich mit der Haupterfindung er- 
lischt, dagegen die Begünstigung der Steuerfreiheit geniesst. Da 
es aber als eine Ungerechtigkeit gegen den Erfinder empfunden 
wird, dass er, der ohnehin oft viele Jahre benöthigt, um seinen 
Erfindergedanken zu einem lebenskräftigen zu gestalten, unter allen 
Umständen mit dem Hauptpatente auch sein Zusatzpatent verliere und 
da ausserdem in das deutsche Gesetz der Zweifel hineingelegt wird, 
ob die patentfähige Zusatzerfindung auch dann erlösche, wenn das 
Hauptpatent mangels Neuheit vernichtet wird, so stellt der Exner- 
sehe Entwurf es dem Erfinder frei, ob er ein selbständiges Ver- 
besserungspatent oder gegen den Vortheil einer geringeren Taxe ein 
mit dem Hauptpatente erlöschendes Zusatzpatent nehmen wolle. 

Wir werden uns eher für diese Bestimmung des JSc/ier'schen 
Entwurfes als für jene des Regierungsentwurfes entschliessen, 
welche lediglich eine Copie des deutschen Gesetzes ist. 
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Schwieriger gestaltet sich das Verhältnis, wenn der Schöpfer 
der abhängigen Erfindung eine vom Eigenthumer der Haupterfln- 
dung verschiedene Person ist. 

Hier haben wir, um einen Ausdruck Kohler^s zu gebrauchen, 
»ein den Verhältnissen des Sachenrechtes analoges Nachbarver- 
hältnis* vor uns. 

Geistige Anrainerschaft aber, wenn ich es so nenne darnf, 
fällt nicht so in die Augen wie körperliche, und da geistiges 
Nachbarrecht, welches die Interessen angrenzender geistiger Rechts- 
objecte und ihrer Träger so billig berücksichtigt hätte, wie wi- 
Aehnliches im Sachenrechte finden, bisher nicht bestand, so hatte 
der Eigenthumer einer abhängigen Erfindung ein umso grösseres 
Interesse, diese Eigenschaft seiner Erfindung zu verschweigen und 
dieselbe als selbständige (unabhängige) Erfindung auszugeben. 

Erst dem neuesten englischen Gesetze vom 18. August 1883 
blieb es vorbehalten, auch mit der Regelung jenes geistigen Nach- 
barrechtes zu beginnen, indem es das Licenzprincip besser als in 
Deutschland ausbildet und im § 22 den Licenzzwang auch auf 
den Fall ausdehnt, »wenn irgend eine Person verhindert wird, 
eine in ihrem Besitze stehende Erfindung auszuüben und zu ihrem 
Vortheile zu gebrauchen*. 

Wenn unsere Gesetzgebung der Anregung Englands folgt, so 
wird sie die feindliche Haltung des Schöpfers eines verbessernden 
Gedankens gegen den Haupterfinder und umgekehrt wesentlich 
mildem. 

Der ßm^r'sche Entwurf kommt diesem Bedürfnisse ent- 
gegen. Eine Modification der betreffenden Bestimmungen wäre nur 
dahin zu empfehlen, dass den Eigenthümern connexer Erfindungen 
volle Gegenseitigkeit gesichert und ihr Anspruch auf Licenz nicht 
erst von einer mehrjährigen Patentdauer abhängig gemacht werde. 

Dagegen ist der Exner^sche Entwurf dem englischen Gesetze 
in der Richtung vorzuziehen, dass er die Klage auf Licenz- 
ertheilung nicht, wie in England, dem inappellablen Spruche des 
Handelsamtes, sondern der instanzenmässigen Entscheidung durch 
die ordentlichen Gerichte unterwirft und dadurch gegen willkür- 
liche Auslegung dieses Rechtes Garantien bietet. 

Wird durch den Licenzzwang der sittliche Antrieb des Er- 
finders, seine Erfindung von vorneherein als eine abhängige zu be- 
zeichnen, gefördert, so werden wir doch verschiedener Gautelen 
für die Eintragung des wahren Besitzstandes bezüglich solcher 
Erfindungen im öffentlichen Register nicht' entbehren können, um 
einerseits Täuschungen des Publicums zu verhindern, andererseits 
den gegenseitigen Schutz der Rechte zweier Erfinder zu aicbern. 
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Solche Cautelen werden in einer richtigen Organisation des 
sogenannten Ertheilungsverfabrens, in einer besseren Ausbildung 
des Publicitätsprincipes, *) in Bestrafung einer unredlichen Ver- 
schweigung durch Verlust des Anspruches auf Zwangslicenz, nicht 
minder aber — und damit kehren wir zum Ausgangspunkte un- 
serer Betrachtungen zurück — in Normativ-Bestimmungen für 
Patentansprüche zu suchen sein. Ich kann daher dieses Capitel 
über Patentansprüche damit abschliessen, dass nach allem Gre- 
sagten der § 6 des JErner'schen Entwurfes, welcher von Patent- 
ansprüchen nichts weiter fordert, als die Angabe, ob ein Arbeits- 
Verfahren, Arbeitshülfsmittel oder Arbeitsproduct unter Patent- 
schutz gestellt werden wolle, nicht genügen kann, und dass selbst 
materielle Vorprüfung im Ertheilungsverfahren für diese Lücke nicht 
genügenden Ersatz zu bieten vermöchte. 

Wir gelangen zu dem im allgemeinen Erfindungsbegriffe ge- 
legenen Merkmale der Neuheit. 

Da jede, sei es selbständige, sei es abhängige Erfindung, 
wie Kohler es treffend ausdrückt, »einen Ueberschuss über das 
bereits Bekannte* aufweisen muss, so entsteht zunächst die Frage: 
wo muss das als eigenartig Behauptete bekannt geworden sein, 
damit die Eigenartigkeit verloren gehe: im Inlande oder auch 
ausserhalb desselben? 

Nordamerika, England, Deutschland, Belgien und Luxemburg 
messen der Veröffentlichung durch Ausübung blos im Inlande 
neuheitsaufhebende Wirkungen bei, wogegen die Veröffentlichung 
durch Druck an diese Beschränkung nicht gebunden ist. Während 
Oesterreich bisher das Bekanntwerden, damit es diese Wirkung 
äussere, nur auf das inländische Gebiet einschränkte, folgen so- 
wohl der Regierungs- als auch der Exner^ache Entwurf den Ge- 
setzgebungen Frankreichs, Spaniens, Italiens, Russlands, Finnlands 
und Brasiliens insoferne, als sie alle territorialen Schranken durch- 
brechen und einer Erfindung, wenn sie wo immer vor der An- 
meldung bekannt wurde, Patentfähigkeit absprechen. Wir können 
uns damit sowohl vom Standpunkte der Eigenthumstheorie, als 
auch im Interesse der Industrie und des Fortschrittes, welche 
jede wo immer veröffentlichte Idee als Gemeingut der Menschheit 
postuliren, nur einverstanden erklären. 

Die Aufhebung der territorialen Schranken hat nur ein 
Uebel im Gefolge, nämlich: Verlust der Schutzf&higkeit, wenn 



*) Man wird im öffentlichen Register die Haupterfindung bei der 
abhängigen Erfindung und die abhängige Erfindung bei der Haupterfin- 
dung anmerken, ebenso die freiwillig oder zwangsweise gewährte Licenz 
eintragen müssen. 
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der Anmelder genöthigt war, zuerst im Auslände ein Patent zu 
nehmen und zu diesem Zwecke seine Erfindung dort zu ver- 
öffentlichen. 

Bei der Berathung des deutschen Gesetzes sah man, wenn 
der von einem deutschen Regierungsbeamten im Jahre 1877 ver- 
öffentlichte Bericht die Verhandlungen des Reichstages richtig 
wiedergibt, nur die Eine Gefahr vor Augen, dass Patentindustrie- 
ritter sich den in einer ausländischen Patentbeschreibung soeben 
veröffentlichten Erfindergedanken sofort aneignen und dem wirk- 
lichen Erfinder durch eine frühere Anmeldung im Inlande zuvor- 
kommen könnten. 

Da nach dem deutschen Patentgesetze ein Patent für nichtig 
erklärt werden kann, wenn sich ergibt, »dass der wesentliche 
Inhalt der Anmeldung den Beschreibungen, Zeichnungen, Modellen, 
Geräthschaften oder Einrichtungen eines Anderen oder einem von 
diesem angewendeten Verfahren ohne Einwilligung desselben ent- 
nommen war*, so glaubte man dem Patentinhaber ein wirksames 
Mittel geboten zu haben, um dem Patenträuber das Handwerk 
zu legen, und man verwarf den Antrag, den ausländischen Patent- 
schriften noch dreimonatliche Schutzfrist nach ihrer Herausgabe 
zu gewähren. 

Die österreichischen Entwürfe gehen etwas weiter als das 
deutsche Gesetz, indem sie solche Patententlehnung nicht nur mit 
Verlust des Patentes, sondern auch überdies mit Uebertragung 
des Erfinderrechtes an den wirklichen Erfinder strafen und diesen 
hiedurch gegen Patentraub besser als das deutsche Gesetz sichern. 

Allein damit ist die Frage nicht gelöst, weil sich der Patent- 
inhaber hiernach nur gegen Erlangung eines Patentes durch 
den Räuber, nicht aber gegen Vernichtung seines eigenen Patentes, 
wenn er solches nach Veröffentlichung in seiner eigenen fremd- 
ländischen Patentschrift erworben hat, ^u schützen vermöchte. 

Oesterrcich wird daher entweder durch das Gesetz selbst 
den ausländischen Patentschriften zu Gunsten des Erfinders eine 
kleine Schutzfrist zugestehen, oder sich dem im Juni 1884 von 
mehreren europäischen Staaten und Brasilien abgeschlossenen 
internationalen Vertrage, welcher den Patentbeschreibungen durch 
sechs Monate Prioritätsschutz sichert, anschliessen müssen. 

Das Bekanntwerden soll neuheitsaufhebende Wirkung nach 
den Vorschlägen unserer beiden Entwürfe, welche diesfalls mit 
der sehr sachgemässen Bestimmung des deutschen Gesetzes über- 
einstimmen, nur dann äussern, wenn darnach die Benützung der 
Erfindung durch Sachverständige möglich ist. 

Ob ein solches Bekanntwerden vorliegt, hat der Richter in 
Italien, Spanien und Finnland nach freiem, an keine Beweismittel 
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gebundenem Ermessen zu beurtheilen und nach dem neuesten 
englischen Gesetze scheint auch in England dies noch heute der 
Fall zu sein, weil Z. 3 des § 29 nur von früherem Anwenden 
oder , Veröffentlichen* spricht, ohne die Mittel der Veröffentlichung 
anzugeben. Die meisten übrigen Staaten setzen bestimmte Mittel 
der Veröffentlichung, nämlich durch öffentliche Druckschriften 
oder durch offenkundige Benützung voraus. 

Diesem Systeme folgen in positiv formulirter Fassung unsere 
beiden Gesetzentwürfe. Die negative Fassung des deutschen Ge- 
setzes (§ 2): ^Eine Erfindung gilt nicht als neu, wenn sie 

in öffentlichen Druckschriften beschrieben oder im Inlande 

bereits. . . offenkundig benützt ist * hat einen Streit in der 

Jurisprudenz hervorgerufen, ob diese Mittel nur exemplificativ 
oder taxativ angeführt sind. 

Man berief sich zu Gunsten der ersteren Ansicht u. A. auf 
einen Passus des Motivenberichtes, wonach sich durch Gesetz 
nicht bestimmen lasse, ob ein Gegenstand oder Verfahren that- 
sächlich neu sei. Indess scheint sich dieser Passus auf den 
Erfmdungsbegritf im Allgemeinen und nicht blbs auf das Criterium 
der Neuheit zu beziehen, und Patentamt und Reichsgericht fassen 
die Mittel der Veröffentlichung nach § 2 als taxativ aufgezahlt auf. 

Bei der Berathung unserer Entwürfe wird zu erwägen sein, 
ob die Beschränkung der Beurtheilung, was bekannt oder noch 
nicht bekannt sei, auf bestimmte Beweismittel, beziehungsweise 
auf bestimmte Verbreitungsmittel , zweckmässig ist. Mancher 
öffentlich gehaltene Vortrag unter Ausstellung von Modellen und 
detaillirter Zeichnungen, manche von Experimenten begleitete 
Demonstration im Niederösterreichischen Gewerbevereine oder im 
Ingenieur- und Architectenvereine dürfte vielleicht eine Erfindung 
wirksamer zu allgemeiner Kenntnis gebracht haben als die Ver- 
öffentlichung in einem indischen, chinesichen, japanesischen oder 
afghanischen Druckwerke. 

Um das Richtige zu finden, dürfte es sich vielleicht 
empfehlen, in England, Italien und Spanien Umschau zu halten, 
welche Erfahrungen dort mit gewillkürten Beweismitteln gemacht 
wurden. 

Selbst wenn die Erfindung neu ist, wird ihr nicht nur, 
falls ihre Ausübung den Gesetzen und guten Sitten widerstreiten 
würde, sondern auch von vielen Gesetzgebungen dann, wenn sie 
Nahrungs-, Genuss-, Arzneimittel oder chemische Stoffe zum 
Gegenstande hat, die Patentfähigkeit entzogen. Das deutsche 
Gesetz gestattet nur die Patentirung eines Verfahrens zur Erzeu- 
gung solcher Gegenstände. 
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Da die Wissenschaft mit Recht sich für die Patentirung 
Yon chemischen Stoffen, wenn sie nicht in der Natur entdeckt, 
sondern erfunden werden, ausgesprochen hat, dagegen die gegen 
Patentirung von Nahrungsmitteln hervorgekehrten Interessen der 
Volksernährung und die gegen Patentirung erfundener Arzneimittel 
angerufenen Interessen der Sanitäfspflege nach dem Vorschlage 
Kohler's durch das auch in den Erner^schen Entwurf aufgenommene 
staatliche Expropriationsrecht genügenden Schutz finden, so hat 
Exner mit Recht diesen Beschränkungen keinen Raum gegeben. 

Um indess Missverständnissen vorzubeugen, wäre es ange- 
leigt, im Gesetze auszusprechen, dass Combinationen, welche nur 
in Fortschritten der Kochkunst wurzeln, nicht patentfähig sind. 
Nur so wird man der von den Motiven des deutschen Gesetzes 
befürchteten Gefahr marktschreierischer Anpreisung von Lebens- 
mitteln begegnen und das hätte sich auch das deutsche Patent- 
amt gegenwärtig halten sollen, als es auf ein Verfahren zur Her- 
stellung von Wildpretpasteten ein Patent ertheilte, dessen Anspruch 
wörtlich lautet: 

»Die Wildpretpastete wird aus geflügeltem Wild oder Hasen- 
rücken mit Gänseleber, Trüffeln, Speck und Schweinefleisch bereitet.* 
So im Lande des Vorprüfungsverfahrens. 

Sie aber, meine Herren, werden mit mir zwischen einem 
Verfahren für Erzeugung von Fleisch-Extract oder Feigenkaffee 
und einem Verfahren für Bereitung einer Wildpretpastete nach 
dem vorgelesenen Ansprüche einen Unterschied ziehen. 

Soviel über das Rechtsobject des Erfinderrechtes. 

Was das Rechtssubject betrifft, so ergibt sich aus der recht- 
lichen Natur dieses Rechtes, dass solches nur der Erfinder oder 
sein legitimirter Rechtsnachfolger sein kann und wird der erste 
Anmelder bis zur Erbringung eines Gegenbeweises als Erfinder 
präsumirt werden müssen. Auch der Regierungsentwurf steht auf 
diesem Standpunkte. Als Consequenz desselben müsste verlangt 
werden, dass der Mangel der Eigenberechtigung nur der selbstän- 
digen Ausübung, nicht aber der Erwerbung des Erfinderrechtes 
entgegenstehen sollte Der Erwerb des Erfinderrechtes ist nach 
beiden Entwürfen vom österreichischen Indigenate nicht abhängig. 
Die Ausschliessung der Ausländer vom Erwerbe und Genüsse des 
Erfinderrechtes als eines Privatrechtes hätte sowohl nach allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen, als auch vom Standpunkte der Inter- 
essen der Industrie nur dann eine Berechtigung, wenn abweichende 
Gesetze fremder Staaten zur Retorsion zwingen würden. Da aber 
die ausländischen Gesetze den Ausländer dem Inländer im Erfinder- 
rechte gleichstellen, so werden sich nur in betreff der Ausübung 
des Erfinderrechtes jene Beschränkungen ergeben, welche noth- 
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wendig sind, am mit Rücksicht auf den mangelhaften internationalen 
Rechtsschutz die Geltendmachung und den Vollzug von Ansprüchen 
gegen den ausländischen Erfinder zu sichern. Es wird daher dem 
im Aaslande wohnenden Erfinder ohne Aufstellung eines mit den 
nöthigsten Befugnissen versehenen Bevollmächtigten, an welchen 
alle Zustellungen rechtswirksam, erfolgen können, die Eintragung 
des von ihm angemeldeten Erfinderrechtes im öffentlichen Register 
versagt werden müssen. Der Gerichtsstand des Ausländers wird 
im Hinblick auf die unzulänglichen Bestimmungen der öster- 
reichischen Jurisdictionsnormen im Gesetze zu regeln sein und es 
wird der ausländische Erfinder, wenn nicht derselbe eine Ausnahms- 
stellung gegenüber dem Inländer geniessen und dem letzteren gegen 
den ersteren, der durch Gesetze über Kostenersatz und Schadlos- 
haltung gewährte Rechtsschutz in den meisten Fällen illusorisch 
gemacht werden soll, zum Erläge einer angemessenen Caution für 
Kosten, ferner für Schimpf und Schaden, welche dem Inländer 
im Sicherstellungs- oder EingrifTsverfahren im Falle seines Obsiegens 
etwa zugesprochen würden, zu verhalten sein.*) 

Anlangend die gewerbrechtlichen Beschränkungen, erweckt 
der § 33 des Regierungsentwurfes, gewiss ohne Absicht, den 
Zweifel, ob durch denselben die jetzige Befreiung des Erfinders 
von jedem Befähigungsnachweise bei Ausübung des betreffenden 
Gewerbes nicht als aufgehoben zu betrachten sei. Es ist daher 
keine zu weit gehende Vorsicht, wenn Exner von der durch § 9 
des Einführungs-Patentes zur Gewerbe- Novelle verbürgten Ge- 
werbefreiheit im Erfinderrechte dauernd Besitz nimmt. 

Der Erwerb des Erfinderrechtes ist entweder ein ursprüng- 
licher oder ein abgeleiteter. 

Zum ursprünglichen Erwerb ist die Niederlegung der in ge- 
setzlicher Form abgefassten und gesetzlich instruirten, mit der 
gleichfalls formgerechten Anspruchsformel versehenen Erfindungs- 
beschreibung bei der competenten Behörde und damit das Erfinder- 
recht seinen verbietenden Charakter äussere, die Eintragung des- 
selben im öffentlichen Register und Publication erforderlich. 

Es ist nun zunächst die schon lange auf der Tagesordnung 
der öffentlichen Discussion stehende Frage zu erörtern, von 
welchen Bedingungen die Eintragung im Register abhängig gemacht 
werden soll?**) 



*) Auch die Sicherstellung der Kosten des Einspruches im Auf- 
gebotsverfahren, deren Bestimmung allerdings mit Rücksicht auf eine 
allfällige Mehrheit von Einspreebern Schwierigkeiten unterliegt, wäre 
thunlichst anzustreben. 

**) Die nordamerikanischen Staaten, welche dem Erfinder in Ansehung 
der Originalität seiner Erfindung den Manifestitionseid abnehmen, prüfen 
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Diese Frage, ob Anmelde-, Vorprüfungs-, Aufgebots- oder 
gemischtes Verfahren, müssen wir meines Erachtens dahin fassen: 
welche Gefahren können aus einem unrichtigen Eintragungsacte 
entstehen und wie kann diesen Gefahren vorgebeugt werden? 

Und da meine ich, meine Herren, dass bei abgeleitetem Er- 
finderrechte jede Eintragung, welche den Thatsachen nicht ent- 
spricht, von den bedenklichsten Folgen begleitet sein kann, wäh- 
rend man beim Eintrag des ursprünglichen Erwerbes zweierlei 
Risico in Rechnung ziehen muss : 

1. dass durch eine unrichtige Eintragung concrete Rechte 
verletzt oder 

2. dass hiedurch Interessen, die zwar rechtlich geschützt 
sind, aber noch nicht die Gestalt erworbener Rechte angenommen 
haben, bedroht werden. 

Den ersten Fall, meine Herren, müssen wir sehr ernst 
nehmen. 

Finden wir ja auch im Sachenrechte, auf dessen Analogie 
ich wieder zurückkomme, durch die Einrichtungen der meisten 
CuUurvölker Garantien dafür geboten, dass erworbene Rechte 
nicht zu Schaden kommen. Wenn eine Liegenschaft in einem 
Grundbuche noch nicht eingetragen ist, so wird der Richter die 
Angabe einer Partei, sie sei der Eigenthümer dieser Liegenschaft, 
nicht ohne Weiteres als wahr annehmen und das behauptete 
Eigenthumsrecht eintragen. Er wird ein Aufgebot einleiten und 
allen Jenen, welche auf diese Liegenschaft ein stärkeres Recht 
zu beweisen vermeinen, zum Einsprüche innerhalb einer bestimmten 



die Neuheit und Nützlichkeit der Erfindung; Brasilien prüft, ob die Er- 
findung ein praktisch-industrielles Resultat ergebe ; Russland, ob sie nicht 
mit einer bereits patentirten Erfindung identisch oder gemeingefährlich 
ist und ob ein Nutzen von ihr erwartet werden kann; Dänemark, ob sie 
nicht schädlich und ob sie neu ist. England, auf dessen Einrichtungen 
ich noch zurückkommen werd^, hat die nach seinem früheren Gesetze 
vom Jahre 1852 im Wege des Aufgebotsverfahrens vorgenommene ma- 
terielle Prüfung in Ansehung des Erfindungsobjectes verlassen und übt 
Prävention in gleichem Wege nur nach der subjectiven Seite. Deutsch- 
land hat das sogenannte gemischte System. Das Patentamt prüft nämlich 
zunächst, ob eine patentfähige Erfindung vorliege, leitet dann unter gleich- 
zeitiger Auslegung der Anmeldung und ihrer Beilagen zu Jedermanns 
Einsicht das Aufgebot mit einer achtwöchentlichen Frist ein, innerhalb 
welcher gegen die Ertheilung des Patentes Einspruch von Jedermann, 
gestützt auf Mangel der Neuheit, oder von dem Verletzten, gestützt auf 
Patententlehnung, erhoben werden kann ; nach Ablauf der Frist ent- 
scheidet es über Patent-Ertheilung oder Versagung. 

Die übrigen Staaten, darunter Oesterreich, folgen dem Anmelde- 
verfahren, in welchem das Rechtsobject äussersten Falles nach der Seite 
seiner Verkehrsfähigkeit, im Uebrigen aber das Gesuch nur dahin, ob es 
den formellen Erfordernissen entspreche, geprüft wird. 
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Frist Gelegenheit geben. Auf den gleichen Principien beruht das 
Aufgebot bei der Amortisirung verlorener Urkunden und beim 
Funde verlorener Sachen. In allen diesen Aufgebotsfällen gestatten 
die Gesetze Einspruch nur Demjenigen, dessen Recht verletzt ist. 

Bei der in die Augen springenden Analogie zwischen dem 
Rechtsschutze im Sachen- und jenem im Erfinderrechte müssen 
wir unser Erstaunen darüber ausdrücken, wieso es möglich ist, 
dass bisher bei staatlicher Anerkennung eines angemeldeten Er- 
finderrechtes gar niemals gefragt wurde, ob der Anmelder nicht 
fremde Rechte verletzt, dass der Patentschutz überhaupt so alt 
werden musste, bis der gesunde Rechtssinn der Engländer das 
Richtige gefunden hat. Das englische Gesetz vom 18. August 
1883 legt nämlich der Patentbehörde die Prüfung auf, ob zwei 
gleichzeitig in Verhandlung stehende Anmeldungsgesuche nicht 
collidiren, es verpflichtet sie ferner, durch Einleitung eines Auf- 
gebotes zu erforschen, ob nicht der Anmelder ein Recht bean- 
sprucht, welches eine andere Person schon vor ihm erworben 
hjat. Priorität eines bereits erlangten Patentes, Priorität der An- 
meldung und Patententlehnung sind sämmtlich Gründe, auf welche 
nach englischem Rechte ein Einspruch im Aufgebotsverfahren ge- 
stützt werden kann. 

Wir werden daraus für unsere künftige Legislation zunächst 
die Consequenz ziehen, dass überall, wo das Rechtssubject 
des Erfinderrechtes in Frage kommt, die Richtigkeit des Eintra- 
gungsactes thunlichst verbürgt werden muss, verbürgt durch derart 
ausreichende und klare Publication des Gesuchsbegehrers, damit 
die Interessenten dasselbe leicht erfahren können und durch Ge- 
währung des Einspruchsrechtes in einem vernünftig zu organisi- 
renden Aufgebotsverfahren. 

Wer behaupten kann, dass der Erfinder die angemeldete 
Erfindung seinen Beschreibungen, Zeichnungen, Modellen, Ge- 
rätbschaften, Einrichtungen oder Verfahrungsweisen entnommen 
hat,*) wer behaupten kann , dass die einzutragende Erfindung 



*) In diesem Falle soll Einspruchswerber entweder Versagung der 
Eintragung oder Registrirung der Erfindung zu seinen Gunsten verlangen 
können. Denn wenn der beraubte Erfinder seine Erfindung noch nicht 
offenkundig ausgeübt bat so ist die Schutzfähigkeit des Er findung s- 
Objectes gewiss noch nicht verloren gegangen ; der Verlust des Erfinder- 
rechtes hat daher im Falle einer Entlehnung darin seine Begründung, 
dass nach der rechtlichen Natur des Erfinderrechtes niemand Anderer, 
als der Erfinder selbst originären Rechtserwerb an der Erfindung bean- 
spruchen kann; wenn aber nunmehr der wahre Erfinder, welchem der 
äsheinerfinder zuvorzukommen glaubte, sich noch rechtzeitig zum Worte 
meldet, so liegt ebenso ein scbutzfähiges Erfindungsobject, wie ein zu 
diesem Objecte legitimirtes Rechtssubject vor, weshalb wir es am besten 
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mit einer ihm selbst schon früher geschützten oder ron ihm 
selbst früher angemeldeten Erfindung ganz oder theil weise 
identisch ist (damit lösen wir zugleich das Problem bezüglich 
der abhängigen Erfindung) , muss innerhalb einer bestimmten 
Frist zum Einspruch zugelassen werden. Versäumt er die Frist, so 
wird man ihm meines Erachtens noch immer den ordentlichen 
Rechtsweg offen halten müssen, mit der Eintragung wird aber 
vorgegangen werden und ihre Wirkungen richten sich nach dem 
Princip der Priorität. Sind zwei eingetragene Rechte erkennbar 
identisch, so wird ein vom späteren Anmelder wegen Eingriffes 
Geklagter ihm die Klagslegitimation mit Erfolg bestreiten kOnnen ; 
besteht nicht volle Identität, so wird es je nach Gestalt der Sache 
jedem Betheiligten freistehen, Aufstellung eines gemeinsamen Se* 
questers zu verlangen, gegen welchen die Eingriffdsache auszutragen ist 

Abeupi^ dürfen, meine Herren, bei den drei Einspruchs- 
fällen des englischen Gesetzes nicht stehen bleiben. Wenn wir 
gerecht sind, so müssen wir zugeben, dass noch andere concrete 
Rechte durch unrichtige Eintragung eines Erfinderrechtes verletzt 
werden können. 

Wenn Jemand entweder: 

a) Die von einem Anderen angemeldete Erfindung vor ihrer 
Anmeldung in Benützung genommen oder die zu ihrer Benützung 
erforderlichen Anstalten getroffen, oder wenn er 

h) sogar offenkundig den Gegenstand jener Erfindung aus- 
geübt hat, so fordert es unser Rechtsgefühl, ihn zu Worte kommen 
zu lassen, bevor noch das angemeldete Erfinderrecht registrirt wird. 

Im ersteren Falle wird er im Aufgebotsverfahren nur ver- 
langen können, dass die relative Wirkungslosigkeit des Erfinder- 
rechtes bei dem Eintrag desselben angemerkt werde, dies schon 
deshalb, weil er die selbst erzeugten Gegenstände verkaufen od^ 
Anderen zum Gebrauch überlassen will und seine Rechtsnehmer 
gegen den Erfinder schützen muss. 

Im zweiten Falle wird sein Anspruch, wenn begründet, den 
vom Anmelder begehrten Eintrag hindern, weil dann ein schutz- 
fähiges Erfindungsobject und daher das angemeldete Erfinderrecht 
überhaupt nicht besteht. 

Das Einspruchsrecht auch auf diese zwei Fälle auszudehnen, 
ist ein Gebot der Gerechtigkeit, weil auch in diesen Fällen bereits 
concrete Rechte verletzt werden und wir in den Bauordnungen, 
in der Gewerbeordnung und im Wasserrechtsgesetze, wenn Bau^ 
führungen, Betriebsanlagen oder Wasserbenützungsrechte in Frage 



in die Wahl des beraubten Erfinders stellen werden, ob er den Eintrag 
überhaupt (weil dem Rechtsobjecte ein legitimes Rechtssubject fehlt), 
hindern, oder den Eintrag zu seinen Gunsten begehren wolle. 
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kommen, durch welche erworbene Rechte gefährdet sind, 
ähnliche durch Aufgebot geschätzte Einrichtungen vorfinden. 

Was aber über die skizzirten fünf Fälle hinausgeht, ist 
ungesund und schädlich und führt zu einer unnöthigen Belästi- 
gung ebenso der Patentbehörde wie des Erfinders. 

Denn, meine Herren, wenn Jemand den Gegenstand der 
Erfindung selbst nicht ausübt, noch zur Ausübung die nöthigen 
Veranstaltungen getroffen hat, so hat er die Möglichkeit des freien 
Handehis, die ihm das Gesetz in Uebereinstimmung mit dem 
Naturrecht gewährt, noch nicht zu seinem Rechte gestaltet, er 
kann sich also nicht über ein verletztes Recht, sondern nur — 
damit gelange ich zum zweiten Falle — über ein bedrohtes Inter- 
esse beklagen und da entsteht die gleichfalls ganz objectiv zu 
prüfende Frage: wie weit soll der Staat im Erfinderrechte be- 
drohten Interessen Schutz bieten? 

Vor Allem gewiss in der Richtung, dass Jedermann, der 
steh mit einem bestimmten Industrie- oder Handelszweige be- 
schäftigt oder beschäftigen will, aus dem Register entnehmen 
kann, was ihm gestattet, was ihm nicht gestattet ist. Die Patent- 
behörde wird daher beim ersten Eintrag emes Erfinderrechtes sorg- 
ßlltig zu prüfen haben, ob die Beschreibung und ob die Patent- 
ansprüche formell den gesetzlichen Anforderungen entsprechen, und 
sie wird auch für geeignete Publication sorgen müssen. 

Mehr aber kann man, von später zu erwähnenden Mitteln 
der Repression abgesehen, zum Schutze blos bedrohter Interessen 
nicht verlangen, wenn nicht anders unter dem Interessenschutze 
der Gesammtheit der Rechtsschutz des Erfinders leiden soll. Im 
Gegentheile: Wir müssen bemuht sein, das jezige, ganz unleid^ 
liehe System der Popularklage im Nichtigkeitsstreite zu brechen, 
nicht aber dasselbe auch noch auf das Ertheilungs* (richtiger 
ausgedrückt Registrirungs-) Verfahren zu übertragen. 

Ich kann bei aller Achtung vor den Einrichtungen des 
Deutschen Reiches mir die Ueberzeugung von der Vortheilhaftig- 
keit des dortigen Patent-Ertheilungsverfahrens nicht aneignen. Ich 
habe mir das Lieblingssprichwort eines meiner Freunde in 
der Versammlung zu Eigen gemacht: ^was mich nicht brennt, 
das lösch' ich nicht.* Solange der Gewerbetreibende sein con* 
cretes Recht nicht verletzt sieht, weil er sich mit einem Artikel, 
für den Erfinderschutz begehrt wird, nicht befasst, solange er 
deshalb in seinem Gewerbsbetriebe nicht gehindert werden kann, 
solange kann für ihn ein zwingender Grund nicht bestehen, naek^ 
weisen zu wollen, dass er gescheidter sei als der Erfinder, dass 
er Alles schon früher gewusst habe, als dieser, 
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Nach meinem Rechtsgefühle finde ich es nicht angezeigt, 
in jedem Augenblicke den Genius des Erfinders ror die Schranken 
des Gerichtes zu einem Tournier mit jedem erstbesten Dunkel- 
manne aufzurufen, welcher sich erfrecht, gegen ihn das öffentliche 
Interesse vertreten zu wollen. 

Und so wie ich auch für den Annullirungsstreit am liebsten 
das Princip statuirt sehen möchte, dass nur Derjenige ein Erfin- 
derrecht anfechten dürfe, der sonst nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen zur Erhebung einer Präjudizial- 
klage berechtiget wäre, dass aber ausser diesem Falle nur 
dem Staate als berechtigten Vertreter des öffentlichen Gutes ein 
Antragsrecht auf Vernichtung eines Erfinderanspruches zuzuer- 
kennen sei, ebenso glaube ich, dass ein Bedürfnis, das Ein- 
spruchsrecht im Registrirungs-Verfahren über den Rahmen des 
eigenen Interesses auszudehnen, welches auf Abwehr rerlelzten 
Rechtes gerichtet sein muss, nicht besteht. 

Mein Vorschlag, das Einspruchsrecht nur auf Priorität des 
Registers oder Patententlehnung, andernfalls aber nur auf relative 
Wirkungslosigkeit oder auf offenkundige Ausübung zu beschränken, 
dagegen aber eine blos theoretische Vorprüfung weder von 
amtswegen, noch über Einspruch vorzunehmen, findet nicht 
nur ^1 den angegebenen Gründen des Rechtes, sondern auch darin 
seine Begründung, dass man den Mangel der Neuheit und Eigen- 
artigkeit an der auf den Sachverständigen lebendig und unmittel- 
bar einwirkenden Gegenständlichkeit, an den ihm vorgeführten 
Arbeitsprocessen und Arbeitsresultaten leichter erhärten wird, als 
in der ersten Jugendzeit der Erfindung durch die oft trügerischen 
Nachweise aus der Theorie. 

Die theoretische Prüfung hat in Nordamerika und Deutsch- 
land die Arbeit der Patentbehörde zu einem Apparate complicirt, 
welcher zu den Erfolgen dieser Arbeit in keinem Verhältnisse steht. 

Wir haben in Deutschland die Erfahrung gemacht, dass 
von 30.543 vom IL Semester 1877 bis Schluss 1884 ertheilten 
Patenten nur 10.994 Patente in Kraft blieben; wir haben eben- 
dort und auch in Amerika die Erfahrung gemacht, dass die 
scrupuloseste Prüfung dennoch manche Scheinerfindung in den 
Verkehr eingeführt und manche werthvoUe, selbst epochenmachende 
Erfindung unterdrückt hat. 

Das nordamerikanische Patentamt beschäftigt,*) wie Franz 
Wirth berichtet, 491 Personen und doch, was werden dort mit- 
unter für Patente ertheilt. 



♦) Franz Wirth. Die Reform der Patentgesetzgebung in der Nen- 
zeit. Frankfurt a. M. 1880. 
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Der Mann, welcher die Benützung der in den Accumulatoren 
aufgespeicherten Energie zur Fortbewegung des Wagens erfunden 
hat, hat ii:einen Patentschutz fQr seine Erfindung verlangt. Da- 
gegen hat, wie mir ein Freund aus Boston mittheilt, ein Anderer, 
welcher auf den , epochemachenden* Gedanken verfiel, die Accu- 
mulatoren unter den Sitzen des Wagens anzubringen, hierauf ein 
Patent geworben und die Patentbehörde in den nordamerikanischen 
Staaten hat ihm dasselbe verliehen. 

In Deutschland hat die Patentbehörde die Patentfähigkeit 
verschiedener Einrichtungen zur Beleuchtung von Bahnwaggons 
und anderen Fahrzeugen nicht in Zweifel gezogen ; dennoch wurden 
solche Patente in der Folge annullirt. Das sehr eingehend ge- 
prüfte DeuUer-Psieni auf verbesserte Gasmotoren vom Jahre 1876 
ist im Herbst 1884 in den wesentlichsten Ansprüchen, vorläufig in 
erster Instanz, gefallen. 

Und wenn man dagegen in Betracht zieht, dass die weit- 
tragenden Erfindungen des Besserner-W erfahrens und des Siemens- 
sehen Regenerativofens seinerzeit in Preussen nicht als patent- 
fähig erkannt wurden, dass selbst unter der Herrschaft des neuen 
Patentgesetzes dem B6/{-Telephon der Erfindungsschutz in Deutsch- 
land versagt wurde, und wenn man an diesen Beispielen abwägen 
will, ob die Vortheile der materiellen theoretischen Vorprüfung 
ihre Nachtheile aufwiegen oder umgekehrt, so trage ich kein Be- 
denken, meine Meinung in folgendem Satze zu präcisiren: 

Der Schade, welcher aus der Patentirung einer Scheinerfin- 
dung erwächst, kann mindestens dann, wenn der Patentirte zah- 
lungsfähig ist und die Patentanmassung nach der Seite der Re- 
gresspfiicht besser als heute ihre entsprechende gesetzliche Rege- 
lung findet, gut gemacht werden, der Schade aber, welcher dem 
wirklichen Erfinder durch die Patentversagung und die dadurch 
erzwungene unentgeltliche Preisgebung seiner Erfindung an die 
Gesellschaft zugeht, ist irreparabel.*) 

Das Vorprüfungsverfahren in seiner heutigen Gestalt ist da- 
her die gesetzlich legalisirte Möglichkeit einer Beraubung des Er- 
finders zu Gunsten der Gesammtheit. 

Und weil dieses eine unbestreitbare Wahrheit ist, so kann 
ich auf die zahlreichen Argumente, welche sonst noch gegen 
die amtliche materielle Vorprüfung sprechen, verzichten. 

Jedoch noch zwei Argumente gestatten Sie mir zu streifen, 
die in einem gewissen Zusammenhange mit einander stehen. 



*) Auch der Schade^ welchen die Industrie erleidet, wenn der 
Erfinder, um sich den Fährlichkeiten des Vorprüfungsverfahrens nicht 
auszusetzen, auf Elrfindungsschutz verzichtet und dagegen seine Com- 
binationen nicht bloslegt, ist unersetzbar. 
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Fassen Sie die reale Welt in*s Auge, wie sie ist ; bewahren 
Sie sich Ihre Ideale für die Aufgaben eines öffentlichen Amtes, 
halten Sie sich aber gegenwärtig, dass die Organe eines Amtes nicht 
immer das sind, das sie sein sollen. Gegen den altbewährten Satz : 

Man muss die Aemter den Leuten 

Und nicht die Leute den Aemtern geben, 

wird in anderen Staaten vielleicht noch mehr gesundigt, als bei 
uns in Oesterreich, und wer seine Anschauungen unmittelbar aus 
dem Leben schöpft, wird zugeben mössen, dass wir zwar in 
Oesterreich mit Stolz auf hervorragende Kräfte auf allen Gebieten 
der Verwaltung hinweisen können, dass man aber bei uns und ander- 
wärts im Allgemeinen — denn nur der allgemeine Massstab kann 
hier in Betracht kommen — auf mehr als ein Durchschnittsmass 
amtlicher Befähigung nicht rechnen darf. Der wirkliche Erfinder 
kann sich aber im Kampfe um die Wahrheit seiner Idee mit der 
Befähigung des Durchschnittsmenschen nicht genügen lassen. Es 
gilt hier der Ausspruch Jtan PauVs: »Das Genie wird stets 
besser richten, als gerichtet werden; denn um Andere in den 
Adelsstand zu erheben, muss man seihst darin sein.* 

Der Durchschnittsmensch wird auch bald seine Sicherheit 
verlieren, und wenn er dazu auserkoren ist, geistige und wirth- 
schaftliche Regsamkeit in die richtigen Schranken zu weisen, so 
stellt sich bald jenes Hin- und Herschwanken ein, welches dem 
Rechte ebenso nachtheilig ist, wie der wirthschaftlichen Ent- 
wicklung. 

So wie wir auf dem Gebiete des Actienwesens die Erfahrung 
gemacht haben, dass zu grosse Lässigkeit in den 1860er Jahren, 
welche uns in Misscredit brachte, eine Vorsicht seit 1873 im Ge- 
folge hatte, die den Unternehmungsgeist nachhaltig lähmt, so ist 
zu befürchten, dass auch auf dem Gebiete des Erfinderrechtes zu 
strenge Prüfung, wenn sie die Consequenzen der Strenge erkannt 
hat, zur Oberflächlichkeit fuhren wird, und hat sich diese, wie 
wir in Deutschland erlebt, in Gestalt der Patentirung eines per- 
petuum mobile geltend gemacht, so wird die hierauf eintretende 
Reaction abermals dem Erfindergeiste gefährlich werden. 

Wir wünschen es aber im Interesse des Ansehens unserer 
Behörden, dass sie nicht dazu gezwungen werden, ihre Autorität 
compromittirt zu sehen und dass sie auch nicht einmal den 
Schein erwecken, als ob sie für eine Erfindung eine Verantwortung 
übernehmen würden, die sie nicht tragen können. 

Unsere Gesetzgebung darf daher, wenn sie den Rechten des 
Erfinders gleichen Schutz bieten will, wie den Rechten und Inter- 
essen der Gesammtheit, für nichts anderes sich entscheiden, als : 
Schutz verletzten Rechten durch Prävention im Aufgebot, 
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Schutz Terletzte Interessen durch Prävention mittelst klarer 
Gesetzesvorschriften, klarer Beschreibungen und klarer Ansprüche, 
mittelst ausreichendster Veröffentlichung derselben und besserer Aus- 
bildung des Publicitätsprincipes in den Einrichtungen des öffent- 
lichen Registers, Schutz durch Repression im Wege eines ge- 
sunden Verfahrens im Eingriffs- und AnnuUirungsstreite und im 
Wege kräftiger civil- und strafrechtlicher Abwehr gegen Patent- 
anmassung. 

Da der Regierungsentwurf, welcher mit rührender Pietät an 
den Traditionen des veralteten Privilegiengesetzes mit seinem un- 
geregelten Verfahren, an der alleinigen Competenz des Handels- 
amtes und an der Unanfechtbarkeit seiner als unfehlbar hinge- 
stellten Entscheidungen festhält, Einspruch mangels Neuheit in 
dem vorgeschlagenen Aufgebote nicht auf den Grund offenkundiger 
Benutzung beschränkt, da er ferner den durch das Aufgebots- 
verfahren angestrebten Rechtsschutz durch Versagung eines streng 
contradictorischen Verfahrens zu einem zweifelhaften macht und 
da der Exner^sche Entwurf das gemischte Verfahren nach deutschem 
Muster, somit auch die theoretische Vorprüfung recipirt und durch 
ein im Einspruchsverfahren zu Gunsten der Patentertheilung er- 
gehendes Erkenntnis selbst den Rechten jener Personen präju- 
dicirt, weiche sich an diesem Verfahren nicht betheiligt haben, 
— eine Bestimmung, welche ich diesem Entwürfe als den aller- 
schwersten Fehler anrechne — so kann ich mich in Ansehung 
des Ertheilungsverfahrens für keinen der beiden Entwürfe ent- 
scheiden. 

Um das Registrirungsverfahren abzuschliessen, schlage ich 
noch vor, dass an Stelle der Patenturkunde, welche auch der 
Exner'Bche Entwurf eine ämtliche Vollzugsbestätigung des er- 
folgten Eintrages nennt, dem Erfinder eine »amtliche Ausfertigung**) 
des Registerauszuges im Gegensatze zu einer »beglaubigten Ab- 
schrift*, die Jeder erlangen kann, unter Anheftung der Erfindungs- 
beschreibung, ausgefolgt, dass im Falle einer Berufung wider den 
die Eintragung verfügenden Erlass, dieselbe im Register angemerkt, 
nach Erlangung der Rechtskraft aber diese Anmerkung gelöscht 
und der erwähnten amtlichen Ausfertigung die Rechtskraftsclausel 
beigesetzt werde. 

Die gegenwärtig in allen Staaten übliche Bezeichnung der 
Legitimationsurkunde als »Patent* oder »Privilegium* — ein 
Ueberbleibsel aus der Zeit der landesherrlichen Gnaden, Monopole 
und Bannrechte — drückt die rechtliche Eigenschaft dieser 

♦) Theilhabem eines Erfinderrechtes und mit Verbietungsrechten 
versehenen (Exclusiv-) Licenznehmern wird man eine »zweite, dritte, 
vierte... Ausfertigung* ertheilen können. 
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Urkunde nicht richtig aus ; sie ist nur geeignet, die Interessenten 
über den wahren Charakter des Erfinderrechtes irrezuführen und 
mit Rücksicht auf ihren feierlichen Namen, über den Werth dessen, 
was beurkundet wird, zu täuschen. 

WenB das österreichische, französische, belgische und rus- 
sische Gesetz mit noch so grossem Nachdrucke erklären, dass 
das Patent ohne Gewähr für die Neuheit, Nützlichkeit und den 
Werth der Erfindung ertheilt werde, wenn das spanische Gesetz 
bestimmt, dass im Kopfe deö Patentes mit Buchstaben von 
bedeutenderer Grösse als die grössten sonst zum Texte gebrauch- 
ten Worte, die Aufschrift enthalten sein müsse »Erfindungspatent 
ohne Bürgschaft der Regierung*, wenn andere Gesetze ähnliche 
Bestimmungen enthalten, wenn das französische Gesetz (Art. 11) 
das Erfindungspatent »den Erlass des Ministers* nennt, »in welchem 
die Vorschriftsmässigkeit des Patentgesuches constatirt wird,* so 
vermag dies Alles die missverständliche Auffassung des Namens 
»Patent oder Privilegium* nicht zu paralysiren. Ein Beleg hiefür 
liegt in der Erfahrung, dass bei uns in Oesterreich mit Erfindungs- 
privilegien versehene Gewerbetreibende sich nicht selten den 
Namen »k. k. priv. Fabrikanten* und, so weit meine Wahrneh- 
mungen reichen, immer ohne Absicht beilegen, also unbewusst 
eine Auszeichnung arrogiren, welche nach der älteren Gewerbe- 
ordnung den durch hervorragende Bedeutung von der Behörde 
bevorrechteten Etabhssements zuerkannt wurde. 

Wenn Oesterreich mit der vorgeschlagenen Neuerung, für 
deren Begründung auch die §§1 bis 3 und 5 des geltenden 
Musterschutzgesetzes herangezogen werden können, den anderen 
Staaten vorangeht, so wird es ohne Zweifel bald Nachahmung 
finden, dem Erfinderschutze mehr Freunde gewonnen und zur 
Beseitigung jener auf Reclame berechneten Umtriebe, welche als 
»Patentschwindel* bezeichnet werden, wesentlich beigetragen haben. 

Und nun, meine Herren, nachdem meine Zeit eigentlich 
längst abgelaufen, nehmen Sie Dank für die Aufmerksamkeit, mit 
welcher Sie meinen Darstellungen zu folgen die Güte hatten, und 
ob Sie nun denselben zustimmen oder nicht, Sie werden die 
Ihnen vom k. k. Handelsministerium vorgelegten Fragen mit jener 
freie Männer ehrenden Unabhängigkeit und Sorgfalt prüfen, mit 
welcher Sie seinerzeit, durch die Wirkungen des neuen Gesetzes 
nicht widerlegt, die Gewerbeordnung geprüft haben, damit unser 
Oesterreich heute noch oder heute »erst* das Land des Be- 
fähigungsnachweises künftig ein lockendes Asyl schaffender Arbeit 
werde und mit seiner Patentgesetzgeb^^ng den anderen Ländern 
als nachahmenswerthes Beispiel voranleih^te. 

Druck von A. Keiss in Wien. 




Digitized by VrrOOQlC 



Digitized by 



Google 



r 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



